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Schule Schweiz, 24. April 2016 

Deutliches Bekenntnis zur Bildungshoheit der Kantone  
 

An der Appenzeller Landsgemeinde vom 24. April 2016 war der Lehrplan 21 erstmalig in der 
Schweiz Gegenstand einer kantonalen Volksabstimmung. Angestossen worden war die Diskus-
sion in Appenzell Innerrhoden durch die Einzelinitiative «Für eine starke Volksschule» von Paul 
Bannwart. Nachdem Erziehungsdirektor und Landammann Roland Inauen dem Initianten weit-
reichende Zugeständnisse gemacht hatte, wollte dieser seinen Vorstoss zurückziehen. Dies war 
nicht mehr möglich, weil das Landsgemeindemandat – so heisst in Appenzell Innerrhoden das 
Abstimmungsbüechli – bereits verschickt worden war. Deshalb gelangte die Initiative am 24. 
April doch zur Abstimmung und wurde nach einer klaren Stellungnahme von Landammann In-
auen für die kantonale Schulhoheit von der Landsgemeinde abgelehnt. 

 
 
 

 

 

 

 

 
Wir halten uns an die Bundesverfassung, doch 
auch der Bund sollte dies tun. 
Bild: Lutz Wittenberg 
 

Deutliches Bekenntnis zur Bildungshoheit der Kantone, Lutz Wittenberg, 24.4. 
 
Unter anderem war dem Initianten vom Erziehungsdirektor zugesichert worden, dass in Appen-
zell Innerrhoden keine Absicht besteht, das selbstgesteuerte oder individualisierte Lernen ge-
genüber anderen Unterrichtsmethoden zu bevorzugen. Daher würden im Kanton die Schulzim-
mer auch nicht in sogenannte Lernlandschaften umgestaltet werden, in welchen die Schüler mit 
Hilfe des Computers oder anderer durch die Lehrperson bereitgestellter Mittel für sich alleine 
lernen sollen. Auch würden die Lehrpersonen weiterhin für die Klassenführung verantwortlich 
sein; eine Veränderung der Lehrerrolle in Richtung eines Coachs oder Lernbegleiters sei nicht 
vorgesehen. 
 
An der Landsgemeinde bekräftigte der Landammann noch einmal, dass der Lehrplan 21 in Ap-
penzell Innerrhoden nicht einfach übernommen werde: «Ich möchte an dieser Stelle noch ein-
mal klar und deutlich sagen, dass der Kanton Appenzell Innerrhoden den Lehrplan in einer mo-
deraten und eigenständigen Form umsetzen wird. Aus dem Lehrplan 21 entsteht der Lehrplan 
Appenzell Innerrhoden, der unserer Kultur, unserer Tradition und auch den christlichen Grunds-
ätzen verpflichtet ist.»  
 
Auch die inhaltlichen Aussagen von Roland Inauen über die zukünftige Gestaltung der Appen-
zeller Schule weichen weit vom Lehrplan 21 ab. «Die Einführung einer Basisstufe – das wäre 
eine Zusammenlegung vom Kindergarten mit der ersten und zweiten Klasse – ist bei uns kein 
Thema. Der Landsgemeindebeschluss von 2008 wird ohne Wenn und Aber respektiert. Das 
erste Kindergartenjahr bleibt bei uns freiwillig. Der Kanton Appenzell Innerrhoden wird zudem 
jährlichen Standardtests auf eidgenössischer Ebene mit grosser Zurückhaltung begegnen.» 
 
Besondere Bedeutung auch für andere Kantone haben die Aussagen des Erziehungsdirektors 
in Bezug auf den Unterricht der zweiten Fremdsprache, die in Appenzell seit jeher erst auf der 
Oberstufe unterrichtet wird. «In der Frage des Französischunterrichts haben wir schon ein paar-
mal gesagt, was es zu sagen gibt. Im Gegensatz zu anderen Kantonen haben wir grosse Erfah-

https://3.bp.blogspot.com/-cg5LDEVACbU/Vx0vVV3srzI/AAAAAAAAJ08/xcQGc43Nvisf9RarNYozGEDka0kl1P60wCLcB/s1600/ai.jpg
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rung mit unserem Modell, das in der dritten Klasse mit Englisch anfängt. Der Start des Franzö-
sischunterrichts soll auch in Zukunft erst in der Oberstufe beginnen. Das hat den Vorteil, dass 
der Unterricht mit mehr Stunden, viel intensiver und erst noch in homogeneren Klassen und mit 
speziell für Fremdsprachen ausgebildeten Lehrerinnen und Lehrern abgehalten wird. In Artikel 
15 Absatz 3 des eidgenössischen Sprachengesetzes heisst es, dass sich der Bund und die 
Kantone im Rahmen ihrer Zuständigkeiten dafür einsetzen, dass die Schüler am Ende der obli-
gatorischen Schulzeit über Kompetenzen in mindestens einer zweiten Landessprache und einer 
weiteren Fremdsprache verfügen sollen. Der Bund gibt also das Ziel vor, das wir mit jeder Ga-
rantie erreichen.»  
 
Zu diesen klaren Worten aus Appenzell ist zu bemerken, dass dem Kanton Thurgau, der vor 
kurzem entschieden hat, den Beginn der zweiten Fremdsprache wie Appenzell Innerrhoden auf 
die Oberstufe zu verlegen, von einzelnen Bildungspolitikern und sogar von Seiten eines Bun-
desrates Strafmassnahmen angedroht worden sind. Die Stellungnahme von Landammann Ro-
land Inauen zu solchen unzulässigen Eingriffen des Bundes in die kantonale Bildungshoheit 
liess an Klarheit nichts zu wünschen übrig. «Der Weg zum Ziel ist aber Sache der Kantone. Da-
rum verstehen wir nicht, dass der Bund uns jetzt auch den Weg vorschreiben will. Das ist ein 
massiver Eingriff in das verfassungsmässige Recht der Kantone. Schliesslich heisst es in Artikel 
62 Absatz 1 unserer Bundesverfassung deutsch und deutlich: ‚Für das Schulwesen sind die 
Kantone verantwortlich.’ Daran halten wir uns, und daran soll sich auch der Bund halten.»  
 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/deutliches-bekenntnis-zur.html?utm_source=feedburner&utm_me-

dium=email&utm_campaign=Feed:+SchuleSchweiz+%28Schule+Schweiz%29   

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/deutliches-bekenntnis-zur.html?utm_source=feedburner&utm_medium=email&utm_campaign=Feed:+SchuleSchweiz+%28Schule+Schweiz%29
http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/deutliches-bekenntnis-zur.html?utm_source=feedburner&utm_medium=email&utm_campaign=Feed:+SchuleSchweiz+%28Schule+Schweiz%29
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Tagblatt, 27. April 2016 

Kantonsrat gegen Harmos-Austritt 
 

 

 

 

 

 

Das Harmos-Konkordat beziehungsweise des-

sen Auswirkungen auf den Schulbetrieb stehen 

immer wieder in der Kritik. (Bild: GAETAN 

BALLY (KEYSTONE))  

Der St.Galler Kantonsrat hat über eine Volksinitiative beraten, die als ersten 

Schritt den Ausstieg aus dem Harmos-Konkordat verlangt. Sie richtet sich auch 

gegen die Einführung des Lehrplans 21. Die Initiative wurde vom Rat mit 78 ge-

gen 30 Stimmen abgelehnt. 

Mit der Initiative "Ja zum Ausstieg aus dem Harmos-Konkordat" will die Vereinigung "Starke 

Volksschule St.Gallen" die Einführung des Lehrplans 21 sowie vor allem den Unterricht einer 

zweiten Fremdsprache in der Primarschule verhindern. 

 

Dafür braucht es allerdings zuerst einen Austritt des Kantons aus der interkantonalen Vereinba-

rung über die Harmonisierung der Schulen (Harmos). Deshalb ist die Volksinitiative, über die 

voraussichtlich im Herbst abgestimmt wird, nur ein erster Schritt, um andere Ziele zu erreichen. 

 

Regierung und Kommission dagegen 
Die St.Galler Regierung lehnte die Initiative ab. Die von den Initianten erhoffte Freiheit zur selb-

ständigen Festlegung von wichtigen Eckpunkten im Schulwesen werde so nicht herbeigeführt: 

Laut einem Urteil des St.Galler Verwaltungsgerichtes ermögliche es auch ein Austritt aus dem 

Konkordat nicht, in der Primarschule nur noch eine statt wie bisher zwei Fremdsprachen zu un-

terrichten. 

 

Die vorberatende Kommission hatte die Initiative ebenfalls klar abgelehnt. Harmos sei grund-

sätzlich der richtige Weg, stellte sie fest. Der Optimierungsbedarf für das Fach Französisch sei 

bereits erkannt. 

 

In der Debatte sprachen sich die Fraktion von SP-Grünen, BDP/GLP, FDP und CVP-EVP gegen 

die Initiative aus. Die Sprecherinnen und Sprecher räumten ein, dass es Verbesserungsmöglich-

keiten im Fremdsprachenunterricht gebe. Die Probleme müssten allerdings innerhalb von Har-

mos gelöst werden. Erinnert wurde daran, dass die Delegierten des Kantonalen Lehrerverbandes 

(KLV) sich mit 100 zu 0 Stimmen für einen Verbleib bei Harmos ausgesprochen hätten. 

 

SVP mehrheitlich für Initiative 
Der Sprecher einer Mehrheit der SVP-Fraktion erklärte, die versprochene Harmonisierung habe 

sich als Mogelpackung erwiesen. Ein Austritt sei "ein Gebot der Stunde" und der erste Schritt für 

eine bessere Volksschule. 

 

http://static1.tagblatt.ch/storage/org/6/9/2/2695296_0_7ad863fb.jpg?version=1461745393
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Bildungschef Stefan Kölliker (SVP) warnte, * die Initiative sei nur der Start: "Sie werden uns 

mit weiteren Initiativen eindecken, weil sie mit der Schule nicht zufrieden sind." Damit werde 

aber die Qualität gefährdet: Überall dort, wo es in der Schule um Leistungsvergleiche gehe, stehe 

der Kanton St.Gallen heute an der Spitze. St.Gallen sei zudem systemrelevant: Wenn der Kanton 

aus Harmos austrete, werde der Bund eingreifen, kündigte Kölliker an. Die Probleme seien zu-

dem erkannt. Mit mehreren Massnahmen werde der Französischunterricht verbessert. Ein Aus-

stieg aus Harmos wäre deshalb "das Falscheste, was man machen kann". 

 

Der Kantonsrat lehnte die Initiative schliesslich mit 78 zu 30 Stimmen ab. Auf einen Gegenvor-

schlag wurde mit 107 zu 2 Stimmen bei einer Enthaltung verzichtet. (sda) 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/kantonstgallen/tb-sg/Kantonsrat-gegen-Harmos-Aus-

tritt;art122380,4604197  

*Stellungnahme zu den Falschaussagen von RR Kölliker: 

Starke Volksschule St. Gallen will die gute St. Galler Volksschule, wie sie bis jetzt sehr erfolgreich war, 

vor den Experimenten der EDK-Bürokraten (HarmoS / Lehrplan 21) verschonen, damit der hohe Stand 

der Erziehung und Bildung in unserem Kanton aufrechterhalten werden kann.  

SG ist gleich „systemrelevant“ wie alle anderen Kantone, wie AI, TG, GR, GL und ZH (auch im HarmoS), 

welche die Fremdsprachenfrage selbständig lösen wollen. Zu den Drohungen mit dem eidgenössischen 

Schulvogt hat Bruno Dudli im Kantonsrat klar Stellung genommen.  

Starke Volksschule St. Gallen 

  

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/kantonstgallen/tb-sg/Kantonsrat-gegen-Harmos-Austritt;art122380,4604197
http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/kantonstgallen/tb-sg/Kantonsrat-gegen-Harmos-Austritt;art122380,4604197
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Kantonsratsdebatte, 27.4.2016 

Votum von Kantonsrat Bruno Dudli, 27.4.2016 

Sehr geehrter Kantonsratspräsident, 
sehr geehrte Damen und Herren beider Räte 

Das HarmoS-Konkordat umfasst zurzeit 15 Kantone; elf Kantone sind dieser Vereinbarung bis-
lang nicht beigetreten; in sieben von ihnen wurde ein Beitritt durch Volksabstimmungen abge-
lehnt. Im November 2008 trat der Kanton St. Gallen mit knappem Volksentscheid dem HarmoS-
Konkordat bei. Im Abstimmungskampf wurde argumentiert, der interkantonale Schulwechsel 
werde aufgrund der "Harmonisierung" jederzeit problemlos möglich. 

Wie ist der aktuelle Stand? HarmoS setzt diese Erwartung nicht um; es wird lediglich in insgesamt 
drei sogenannten Zyklen unterrichtet, welche jeweils drei bis vier Jahre umfassen, d.h. eine Über-
prüfung verbindlicher Jahrgangsziele bzw. verlässlicher Bildungsziele am Ende eines JEDEN der 
elf Schuljahre wird nicht gewährleistet. Das Hauptargument der seinerzeitigen HarmoS-Befürwor-
ter – die Gewährleistung des jederzeit problemlosen kantonalen und insbesondere interkantona-
len Schulwechsels – wurde eben NICHT umgesetzt. Die versprochene Harmonisierung entpuppt 
sich als Mogelpackung.  

Die gegenständliche Einheitsinitiative verlangt den Austritt des Kantons St. Gallen aus dem Har-
moS-Konkordat. Zur Begründung wird angeführt, dass die Mehrheit der deutschsprachigen Kan-
tone (vor allem die Kantone um St. Gallen herum) HarmoS nicht beigetreten sind und die dem 
Konkordat beigetretenen Kantone sich nicht mal auf die wesentlichsten Punkte einigen konnten. 
Die HarmoS-Kantone sind GEZWUNGEN, in der Primarschule zwei Fremdsprachen zu lehren; 
HarmoS regelt aber nicht, mit welcher Fremdsprache die Kantone in der dritten Primarklasse zu 
beginnen haben. Wie auch immer: Gleich zwei Fremdsprachen in der Primarschule – für Kinder 
mit Migrationshintergrund ist's bereits die dritte – ist eine grosse Belastung für die Kinder, die 
Schule und den Steuerzahler. Die Initiative möchte sich dieser Fesseln befreien und dem Kanton 
wieder mehr Handlungsfreiheit verschaffen. 

Neun Jahre nach der Abstimmung über die revidierten Bildungsartikel in der Bundesverfassung 
legte die EDK am 1. Juli 2015 erstmals einen Bericht zur Harmonisierung der obligatorischen 
Schule vor. Die EDK zieht positive Bilanz. Die obligatorische Schule – auch der Sprachenunter-
richt – war noch nie so weitreichend harmonisiert wie heute. UND Zitat: Bundesinterventionen 
sind NICHT notwendig. Diese Aussagen gelten übrigens für alle Kantone, egal ob HarmoS-Kan-
ton oder nicht. 

Die im Bericht und Antrag der Regierung unter Ziffer 3.2 erwähnte Drohung, man würde mit dem 
HarmoS-Austritt den Bund provozieren, Zwangsmassnahmen zu ergreifen, ist somit schlicht halt-
los und falsch. Diesbezüglich sei zudem auf Artikel 48a Absatz 1 Buchstabe b der Bundesverfas-
sung verwiesen, wonach der Bund im Schulwesen NUR hinsichtlich der in Artikel 62 Absatz 4 
genannten Bereiche interkantonale Verträge allgemein verbindlich erklären oder Kantone zur Be-
teiligung an interkantonalen Verträgen verpflichten kann! 

Über eben diesen Artikel 62 der Bundesverfassung diskutierte die voKo rege. Darin sind 

a) die Zuständigkeit für das Schulwesen sowie 

b) die Pflichten der Kantone im Schulwesen aufgeführt. 

So besagt Artikel 62 Abs. 1 Bundesverfassung: 

Für das Schulwesen sind die KANTONE zuständig, NICHT der Bund. 

Und Artikel 62 Abs. 4 Bundesverfassung hält unmissverständlich fest: 

Kommt auf dem Koordinationsweg keine Harmonisierung des Schulwesens in den Bereichen 
- Schuleintrittsalter 
- Schulpflicht 
- Dauer und Ziele der Bildungsstufen und von deren Übergängen 
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- Anerkennung von Abschlüssen 
zustande, so erlässt der Bund die notwendigen Vorschriften. 

Hier kommt nun das HarmoS-Konkordat zur Debatte. Dieses geht in Artikel 3 allgemein auf die 
übergeordneten Ziele der obligatorischen Schule ein und nennt dabei explizit die folgenden Be-
reiche: 

Sprachen, Mathematik und Naturwissenschaften, Sozial- und Geisteswissenschaften, Musik, 
Kunst und Gestaltung sowie Bewegung und Gesundheit.  

Der nachfolgende Artikel 4 geht etwas vertiefter auf den vorgenannten Artikel 3 des HarmoS-
Konkordats ein. Interessanterweise jedoch NUR auf den Bereich Sprachen. Demnach muss die 
erste Fremdsprache spätestens ab dem 5. Schuljahr – d.h. ab der 3. Primarklasse – und die 
zweite Fremdsprache spätestens ab dem 7. Schuljahr – d.h. ab der 5. Primarklasse – unterrichtet 
werden. 

Führt man sich dies zu Gemüte, lässt sich unschwer feststellen, dass 

1. das HarmoS-Konkordat mit ihrem Artikel 4 eindeutig über die Vorgaben der Bundesverfassung 

hinaus schiesst, 

2. das HarmoS-Konkordat die HarmoS-Kantone insbesondere hinsichtlich des Sprachenunter-

richts stark einengt bzw. bevormundet und 

3. die Drohkulisse unter Bezug auf Artikel 48a Absatz 1 Buchstabe b in sich zusammenfällt. 

Apropos Drohkulisse: Seit dem Jahr 2001 wird in den Primarschulen des Kantons Appenzell In-
nerrhoden Englisch unterrichtet. Französisch wird erst in der Oberstufe unterrichtet. Der Kanton 
Appenzell Innerrhoden ist also NICHT HarmoS-konform! Und trotzdem hielten im Sommer 2015 
sowohl EDK wie auch die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerates fest, 
mit der Harmonisierungsbilanz zufrieden zu sein; man sehe keinen Bedarf, in die Bildungshoheit 
der Kantone einzugreifen. 

Dies steht denn auch absolut in Einklang mit Artikel 48a Absatz 1 Buchstabe b der Bundesver-
fassung, denn demnach kann der Bund die Kantone NUR zur Erfüllung der vier vorgenannten 
Eckwerte zwingen. Die Bundesverfassung sieht keine Fremdsprachenregelung vor; die Fremd-
sprachenregelung ist ein Konstrukt des HarmoS-Konkordats. 

Und: NUR Nicht-HarmoS-Mitglieder können über die Fremdsprachenregelung frei entscheiden. 

Der Austritt aus dem HarmoS-Konkordat ist demnach nicht nur ein Gebot der Stunde, sondern 
auch aus rechtlicher Sicht statthaft. 

Ein Austritt aus dem HarmoS-Konkordat ist der erste Schritt zu einer besseren Volksschule für 
unsere Kinder und zur freien, bundesverfassungskonformen Koordination unseres Kantons. Ho-
len wir dem Kanton St. Gallen die Zuständigkeiten im Bildungswesen zurück, verschaffen wir uns 
mehr Handlungsfreiheit und entledigen wir uns der Fesseln des HarmoS-Konkordates. Ich bitte 
Sie daher, der Einheitsinitiative zuzustimmen. 

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Votum-29-15-01-Ausstieg-aus-dem-HarmoS-
Konkordat-.pdf  

  

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Votum-29-15-01-Ausstieg-aus-dem-HarmoS-Konkordat-.pdf
http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Votum-29-15-01-Ausstieg-aus-dem-HarmoS-Konkordat-.pdf
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NZZ am Sonntag 24.4.2016 

Schneider-Ammann will härtere Matura 

Der Bildungsminister fordert, dass Maturanden schlechte Noten in Mathematik und Spra-

che nicht so leicht kompensieren können. Nun suchen die Kantone Lösungen. 

von René Donzé  

Bildungsminister Johann Schneider-Ammann ist nicht zufrieden mit dem Niveau der Schweizer 

Maturanden. Dies hat er schon verschiedentlich durchblicken lassen. Auch in einem Interview 

mit dieser Zeitung hielt er einmal fest, er hätte lieber etwas weniger, dafür bessere Maturanden. 

Nun lässt er seinen Worten Taten folgen und verlangt von der Konferenz der kantonalen Erzie-

hungsdirektoren (EDK) härtere Massstäbe für die Matura. 

Nachzulesen ist dies in der von ihm verschickten Stellungnahme seines Departements für Wirt-

schaft, Bildung und Forschung (WBF) zu den von der EDK geplanten Massnahmen zur Verbes-

serung der Studierfähigkeit der Maturanden. Darin werden deutliche Töne angeschlagen: Das 

WBF ist der Ansicht, dass die Bedingungen zum Bestehen des Maturitätszeugnisses jetzt über-

prüft werden sollten. Und weiter heisst es: Allgemein müssen die Regeln dahingehend abgeän-

dert werden, dass es schwieriger ist, Lücken in den wichtigsten Fächern zu kompensieren. Ge-

meint sind damit vor allem Mathematik und die Erstsprache, also Deutsch in der Deutsch-

schweiz, Französisch in der Romandie und Italienisch im Tessin.  

Selektivere Kriterien 

Zwar hat die EDK jüngst beschlossen, Mindestanforderungen in Sprache und Mathematik, die 

die Schüler erfüllen müssen, in den Rahmenlehrplan der Gymnasien aufzunehmen. Zudem emp-

fiehlt sie den Kantonen, die Maturitätsprüfungen zu harmonisieren. Dies vor dem Hintergrund, 

dass sich vermehrt Hochschulen über die mangelnde Studierfähigkeit der Maturanden beklagen. 

Dies reicht dem Bildungsminister offensichtlich nicht. Vielmehr sollen auch die Bestehensnor-

men für die Matura angepasst werden, fordert er. «Es sind selektivere Kriterien (vor allem in der 

Mathematik und in der Erstsprache) gefordert», heisst es im Brief. 

Heute lautet die Regel, dass im Maturazeugnis jeder Tiefpunkt (Notenpunkt unter einer 4) durch 

zwei Hochpunkte (über einer 4) kompensiert werden muss. Bei 13 Maturitätsnoten kann so auch 

ein mathematisch oder sprachlich schwacher Schüler seine Defizite durch gute Leistungen etwa 

in Musik oder Sport kompensieren. Das will das WBF nun unterbinden, indem die eidgenössi-

sche Maturitätsanerkennungsverordnung angepasst wird. 

Ähnliche Forderungen haben auch mehrere Kantone sowie die Schweizer Gymnasiallehrer und 

Mathematiklehrkräfte erhoben. Im Vordergrund stehen vier Modelle: Aufhebung der Kompensa-

tion ungenügender Noten in Mathe und Sprache, doppelte Gewichtung dieser beiden Fächer, Mi-

nimalpunktzahl 8 in den beiden Fächern, oder dann die 19-Punkte-Regel. Diese besagt, dass die 

Summe der fünf schlechtesten Maturanoten mindestens 19 betragen muss. Damit würde die 

Kompensation ganz schwacher Leistungen erschwert. 

Nun will die EDK das Thema angehen, wie deren Präsident Christoph Eymann bestätigt: «WBF 

und EDK sind übereingekommen, eine Überprüfung der Bestehensnormen gemeinsam an die 
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Hand zu nehmen », sagt der Basler Erziehungsdirektor. Als ersten Schritt werde die Schweizeri-

sche Mittelschulämterkonferenz eine Bestandesaufnahme der bestehenden kantonalen Modelle 

erarbeiten. «Aufgrund des Berichts der Arbeitsgruppe wird die EDK gemeinsam mit dem Bund 

über die weiteren Schritte entscheiden», so Eymann. Die Arbeiten seien «ergebnisoffen», betont 

Eymann. 

Universitäten zufrieden 

Michael Hengartner, Präsident der Hochschulrektorenkonferenz Swissuniversities, begrüsst die 

Initiative von Schneider-Ammann. Die Diskussion gehe in die richtige Richtung. «Eine stärkere 

Gewichtung von Mathematik und Deutsch bei den Maturafächern hat eine Signalwirkung, das 

finde ich gut», sagt der Rektor der Universität Zürich. Man zeigt damit den Gymnasiasten, dass 

diese Kompetenzen sehr wichtig sind für das Studium. Allerdings hänge das Erreichen der Stu-

dierfähigkeit nicht allein an diesen zwei Fächern. Dies sei eine gemeinsame Aufgabe aller Gy-

milehrer. 

Zustimmung kommt auch seitens der Konferenz Schweizerischer Gymnasialrektoren. Deren Prä-

sident Marc König, Rektor der St.Galler Kantonsschule Burggraben, sagt, eine Anpassung der 

Bestehensnormen sei prüfenswert, aber nicht die Lösung für das Problem der teilweise mangel-

haften Studierkompetenzen. Die durch die EDK beschlossene Anpassung des Rahmenlehrplans 

sei eine gute Grundlage für Verbesserungen. Nun liegt es an den Kantonen und den einzelnen 

Gymnasien sicherzustellen, dass möglichst alle Maturanden die formulierten Ziele erreichen. 

Das ist ein anspruchsvoller Weg.  

http://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/bildung-schneider-ammann-will-haertere-matura-ld.15773  

http://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/bildung-schneider-ammann-will-haertere-matura-ld.15773
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Tagblatt, 27. April 2016 

Werben für die Mittelschule 

Das St. Galler Kantonsparlament hat die Regierung beauftragt, eine Informations-
kampagne für die Mittelschule zu lancieren. Dadurch soll die Maturaquote anstei-
gen. Die SVP wollte den Auftrag streichen – und scheiterte nur knapp. 

ADRIAN VÖGELE 

ST. GALLEN. Die tiefe Maturaquote des Kantons St. Gallen gibt schon länger zu reden. Die Re-

gierung hält eine «massvolle Erhöhung» der Quote für erstrebenswert, wie es im Bericht «Per-

spektiven der Mittelschule» heisst – vor allem, weil die Wirtschaft hochqualifizierte Arbeits-

kräfte benötige. Es gehe darum, das Potenzial an Jugendlichen, die für die Mittelschule in Frage 

kämen, auszuschöpfen. 

Gestern hat das Kantonsparlament den Bericht behandelt. Die Fraktionen lobten die ausführliche 

Darstellung der aktuellen Situation der Mittelschule. Viele Votanten bemängelten jedoch, bezüg-

lich der Maturaquote sei keine klare Strategie erkennbar. Bildungschef Stefan Kölliker entgeg-

nete, es handle sich um ein Arbeitspapier mit Ideen, die teilweise erst noch konkretisiert werden 

müssten. Dazu zähle etwa die Schaffung von Klassenzügen für Begabte in ländlichen Regionen. 

«Beschämender Zustand» 

Die vorberatende Kommission formulierte drei Aufträge: Erstens die Lancierung (und Finanzie-

rung) einer Informationskampagne, um mehr Mittelschüler zu gewinnen. Zweitens seien die 

Schulleitungen durch eine Personalaufstockung von 500 Stellenprozent zu entlasten, damit sie 

sich wieder stärker ihren Kernaufgaben widmen könnten. Drittens wollte die Kommission einen 

Ausbau der Schulräume prüfen lassen. 

Die tiefe Maturaquote sei ein «beschämender Zustand», sagte Max Lemmenmeier (SP). Sie stehe 

in direktem Zusammenhang mit den verfügbaren Räumen, denn die Schülerzahlen würden auf 

die Platzverhältnisse abgestimmt. Informationskampagnen und ein Ausbau der Raumkapazitäten 

seien notwendig. Eine höhere Maturaquote habe zudem nicht zwingend ein tieferes Leistungsni-

veau zur Folge. 

55 zu 53 Stimmen 

Richard Ammann (BDP) sagte, bislang sei vor allem für die Berufs- und Fachmittelschule ge-

worben worden, nicht jedoch für das Gymnasium. Hier habe der Kanton einiges nachzuholen 

und müsse dafür auch Geld in die Hand nehmen. Eine Mehrheit der CVP war hingegen für eine 

«kostenneutrale» Informationskampagne. Die SVP beantragte sogar die komplette Streichung 

des Auftrags. Sie scheiterte äusserst knapp: Mit 55 zu 53 Stimmen lehnte der Rat die Streichung 

ab – und bewilligte die Informationskampagne samt Mehrkosten. 

Auch die anderen Aufträge stiessen auf Widerstand. Die Regierung wandte sich gegen eine 

Überarbeitung der Schulraumplanung. Ein solcher Schritt sei unnötig, sagte Kölliker. Die Mittel-

schulen hätten noch Platzreserven. Auch FDP, SVP und CVP waren dagegen. Gegen die Aufsto-

ckung der Schulleitungen sprach sich nebst den grossen bürgerlichen Fraktionen auch die Linke 

aus. Der Auftrag habe in dieser Vorlage nichts verloren, sagte Lemmenmeier – er gehöre ins 

Budget oder in eine separate Vorlage. Das Parlament lehnte beide Aufträge ab. 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/ostschweiz/tb-os/Werben-fuer-die-Mittelschule;art120094,4603220  

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/ostschweiz/tb-os/Werben-fuer-die-Mittelschule;art120094,4603220
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Schule Schweiz, 26. April 2016 

Wachrütteln der Bevölkerung  

Einmal mehr werden demokratische Volksrechte mit Füssen getreten.  Die Doppelinitiative soll nicht für 

Unruhe stiften, sondern die Bevölkerung wachrütteln. Was in den Hinterzimmern selbstgenannter Bil-

dungsexperten ausgedacht wurde, findet die Krönung mit der Inkraftsetzung des LP21.  Dass die Schüler 

zukünftig Output –und nicht mehr Input-orientiert unterrichtet werden, wird mit den obligatorischen Lehr-

mitteln und den neuen elektronischen Testverfahren gewährleistet. Die Lehrpersonen werden zu Lernbe-

gleitern, modern Coaches, ausgebildet, und das selbstgesteuerte Lernen nimmt seinen Lauf. Die Kosten 

für die Bildung steigen ins Uferlose. Die Lehrmittel kosten ein Vielfaches verglichen mit den traditionellen. 

Die Schüler werden zu Einzelkämpfern herangebildet, damit sie später den Generationenvertrag ohne 

Mühe aufkündigen können, denn ob man Humanist oder Egoist wird,  ist nebst der Erziehung, auch eine 

Frage der Bildung. Und darum geht es! Es geht nicht um die gekränkte Eitelkeit einer Präsidentin, oder 

um ein paar Experten, sondern es geht darum, welche Schule möchten wir für unsere Kinder. Darüber 

muss die Gesellschaft sprechen, und zwar in den Lehrerzimmern, den Kirchen, den Stammtischen, in 

den Pendlerzügen, auf den Spielplätzen und am Mittagstisch. Bis jetzt wurde diese Diskussion verwei-

gert. Die Bildung ist dem Volk wichtig. Es ist bereit, viel Geld dafür auszugeben. Deshalb muss jetzt eine 

breite Debatte über die Bildung geführt werden. Das ist gehört zu den Grundrechten und Pflichten des 

Volkes.  

Von Markus Niederdorfer, 26.4. 

 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/wachrutteln-der-bevolkerung.html  

  

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/zeitgemasser-lehrplan-21.html
http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/zeitgemasser-lehrplan-21.html
http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/wachrutteln-der-bevolkerung.html
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Wochenspiegel, 23.4.2016    ( Besser leserlich unter: http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Wospi-23.4.2016.jpg ) 

 
http://www.wochenspiegel.ch/uploads/media/Wospi_23_03_2016.pdf  
 

Mehr dazu:  
 

Website  
IG Schule NiNiHo 

Interessengemeinschaft Schule Niederhasli Niederglatt Hofstetten 
 
SRF, 25. April 2016 

SCHWEIZ AKTUELL 
Sie wehren sich gegen das selbstorganisierte Lernen an der Sekundarschule Niederhasli ZH. 52 Personen reichten 

darum eine Aufsichtsbeschwerde gegen die Schulpflege ein. Die kantonale Bildungsdirektion weist diese nun ab.  

Dieser Link öffnet das Video in einem neuen Fenster.: Video «Niederlage für Schulgegner» abspielen   

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Wospi-23.4.2016.jpg
http://www.wochenspiegel.ch/uploads/media/Wospi_23_03_2016.pdf
http://igniniho.webhop.info/wp/
http://tp.srgssr.ch/p/portal?urn=urn%3Asrf%3Aais%3Avideo%3A398f7e76-6f31-4276-8eb9-1c1ac2e29449&autoplay=true&legacy=true&width=640&height=360&playerType=
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Zürcher Oberländer, 26.4.2016 

Leserbrief 

 

Zürcher Oberländer, 28.4.2016 

Leserbrief  
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NZZ, 28.4.2016 

Wenig überzeugende neue Lernkultur  

Um im Bildungswesen den gegenwärtigen Herausforderungen adäquat zu begegnen, fordert Rolf 

Arnold in seinem Gastkommentar «Es dämmert - nach vorn. Wider die Polemiken gegen die 

neue Lernkultur» (NZZ 19. 4. 16), das bisherige Konzept «<Learning from the past> dringend zu 

modifizieren» und sich von der «Fixierung auf Inhalte [zu] lösen». Wovon aber soll der Mensch 

lernen, wenn nicht aus den Erfahrungen und Fehlern der Vergangenheit? Der wesentliche Zweck 

dabei ist nicht die Anhäufung von Faktenwissen, sondern schlicht eine Tätigkeit namens Den-

ken: Nur so erhält der Mensch die Gelegenheit, zu kombinieren, zu vergleichen, Zusammen-

hänge zu erkennen, Schlüsse zu ziehen und somit Urteilskraft und Orientierung zu erlangen, 

nach wie vor keine unwesentlichen Schlüsselkompetenzen. Warum eigentlich sich solche Kom-

petenzen nicht losgelöst von, sondern an sorgfältig ausgewählten und als relevant beurteilten In-

halten aneignen? Fehlt diese Auswahl, nähert man sich bedenklicher Inhaltsbeliebigkeit. 

Eine weitere Aussage des Pädagogikprofessors erstaunt: Er spricht von einer «skandalös gerin-

gen Nachhaltigkeit des bisherigen Lernens», wobei «die Kenntnisse mehrerer Schuljahre oft fast 

vollständig verblassen». Klar, ich kann nicht mehr alle Latein-Vokabeln runterschnarren, die ich 

einmal mühselig büffeln musste; klar, ich kann nicht locker aus dem «Faust» rezitieren, mit dem 

ich mich wochenlang abgemüht habe. Aber meine damaligen Bemühungen speisen mein Selbst-

vertrauen bis heute, somit also die auch für Rolf Arnold zentralen Lehrziele «Persönlichkeits-

struktur» und «Verhaltenssicherheit». 

Der moderne Lehrer soll weniger «steuern» und «belehren» als vielmehr die Lernenden beim Su-

chen «begleiten» und «beraten». Ausser dass in der Praxis zwischen diesen Aktivitäten kaum un-

terschieden werden kann: Wonach soll man denn suchen? Muss nicht zuerst mindestens die 

Richtung gewiesen werden, bevor der arme Suchende überhaupt etwas finden kann? Wozu 

braucht es denn noch den Lehrer, wenn der sein profundes Wissen, sein orientierendes Urteil 

nicht mehr anbringen darf? Und worin genau unterscheidet sich die «notwendige Gestaltung von 

Kontexten für die selbstorganisierte Aneignung» von der beklagten «Steuerung» durch den ach 

so autoritär Dozierenden? 

Nein, die meisten Modelle der sogenannten neuen Lernkultur vermögen gedanklich und pädago-

gisch immer noch nicht zu überzeugen. Im Gegenteil: In dieser Form verraten sie im Grunde ge-

nommen eine veraltete Denkweise und sind gerade nicht geeignet, den neuen Zeiten wirksam zu 

begegnen. 

Herbert Birchler, Zürich  

http://epaper.nzz.ch/nzz.asp?ticket=ST-475099-10Jnm3sdzFIazymXswRP-nzzosc 

  

http://www.nzz.ch/meinung/kommentare/polemiken-gegen-die-neue-lernkultur-es-daemmert-aber-nach-vorn-ld.14611
http://www.nzz.ch/meinung/kommentare/polemiken-gegen-die-neue-lernkultur-es-daemmert-aber-nach-vorn-ld.14611
http://epaper.nzz.ch/nzz.asp?ticket=ST-475099-10Jnm3sdzFIazymXswRP-nzzosc
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BaZ, 28.04.2016 

Lehrerverein bekämpft Sammelfächer 

Auch ein Mitte-rechts-Komitee wirbt für ein «Ja zu den Einzelfächern» 

Von Thomas Dähler 

Liestal. Der Lehrerinnen- und Lehrerverein Baselland empfiehlt ein Ja zum «Verzicht auf kos-

tentreibende Sammelfächer». Damit dürften die Baselbieter Schulvorlagen, über die am 5. Juni 

abgestimmt wird, nicht über ein dreifaches Ja oder ein dreifaches Nein entschieden werden. Im-

mer stärker zeichnet sich ein differenziertes Verdikt zu den vom Komitee Starke Schule Basel-

land initiierten Gesetzesrevisionen ab. Bereits die CVP hatte überraschend und gegen die eigene 

Landratsfraktion die Ja-Parole zum Verzicht auf die Sammelfächer beschlossen. 

Der Lehrerinnen- und Lehrerverein hat es sich mit den Abstimmungsempfehlungen nicht leicht 

gemacht. Er hat dafür eigens eine Mitgliederbefragung durchgeführt, an der sich rund 600 Mit-

glieder beteiligt haben. Anders als bei der offiziellen Befragung durch den Kanton konnten sich 

die Lehrerinnen und Lehrer diesmal konkret zu den drei Abstimmungsvorlagen äussern. Heraus 

kam ein deutliches Ja zum Verzicht auf Sammelfächer und zur KVS-Initiative «Bildungsqualität 

für schulisch Schwächere». Ebenso deutlich lehnen es die Lehrerinnen und Lehrer ab, die Kom-

petenz zur Einführung des Lehrplans 21 an den Landrat zu übertragen. 

Bei den verschiedenen Schulstufen resultierten für die KVS-Initiative Ja-Anteile von bis zu 87 

Prozent. Am höchsten war der Ja-Anteil zum Verzicht auf Sammelfächer mit 73 Prozent bei den 

direkt betroffenen Sekundarlehrern, während die Mittelschullehrer und die Primarlehrer weniger 

deutliche Voten abgaben. Mit Nein-Anteilen von bis zu 67 Prozent lehnen die einzelnen Schul-

stufen die Vorlage zur Einführung des Lehrplans 21 ab. Zum Verzicht auf Sammelfächer resul-

tierten auch inhaltliche Begründungen. Dagegen ins Feld geführt werden die fachlich und fachdi-

daktisch ungenügend weitergebildeten Lehrkräfte, der mit den Sammelfächern verbundene Ab-

bau von Lektionen sowie der Verlust an fachlicher Tiefe und an Unterrichtsqualität. 

Gestern stellte zudem in Liestal ein überparteiliches Komitee «Ja zu den Einzelfächern» seine 

Kampagne vor. An der Medienkonferenz warben die Landräte Elisabeth Augsburger (EVP), 

Pascal Ryf (CVP), Regina Werthmüller (parteilos), Paul Wenger (SVP) und Marc Schinzel 

(FDP) für ein «Ja zu den Einzelfächern». 

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=23  

  

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=23
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Basellandschaftliche Zeitung, 28.4.2016 

Neues Komitee fordert «Ja zu Einzelfächern» 

Bei vielen Lehrerinnen und Lehrern kommt die vorgesehene Einführung von Sammelfä-

chern nicht gut an. 

Hanspeter Baertschi 

Landräte quer durch alle Parteien werben für ein Ja zum «Verzicht auf kostentreibende Sammel-

fächer». Der Zusammenschluss von Fächern würde Lehrerinnen und Lehrer zu stark einschrän-

ken und die Qualität des Unterrichts verschlechtern.  

Mit einem Budget von 5000 Franken und 400 Plakaten greift ein weiteres Komitee in den Ab-

stimmungskampf um die Bildungsvorlagen ein: Unter dem Titel «Ja zu Einzelfächern» werben 

die Landräte Elisabeth Augstburger und Sara Fritz (beide EVP), Rahel Bänziger (Grüne), 

Matthis Häuptli und Regula Steinemann (beide GLP), Paul Hofer, Marianne Hollinger und Marc 

Schinzel (alle FDP), Caroline Mall, Pascale Uccella und Paul Wenger (alle SVP), Pascal Ryf 

(CVP) sowie Regina Werthmüller (parteilos) für ein Ja zur Vorlage «Verzicht auf kostentrei-

bende Sammelfächer». 

Die gestern an einer Pressekonferenz präsentierten Argumente drehten sich schwerpunktmässig 

um Kosten und Lehrerausbildung: Die Fächer-Kombination, die ein angehender Lehrer wählen 

kann, werde stark eingeschränkt. Eine Kombination wie Mathematik, Physik und Geografie 

ginge nicht mehr, erklärte Ryf, denn zu Geografie gehöre dann auch Geschichte, und Physik 

müsse man mit Chemie und Biologie kombinieren. Dies gehe zulasten der Unterrichtsqualität: 

«Fehlende Kompetenz und fehlende Motivation der Lehrperson sind für den Lernerfolg tödlich», 

hiess es bei Häuptli. 

Werthmüller betonte: «Reformen im Bildungsbereich funktionieren nur, wenn sie von der Basis 

her unterstützt und getragen werden.» Dies sei bei den Fachleuten aus der Praxis nicht der Fall, 

wie eine Umfrage des Lehrerinnen- und Lehrervereins Baselland zeige: Dort hätten sich die am 

stärksten betroffenen Lehrkräfte der Sekundarstufe I deutlich gegen Sammelfächer ausgespro-

chen. 

Wenger verwies dagegen auf die Kosten für neue Lehrmittel und dass die Pädagogische Hoch-

schule noch keine Lehrpersonen in Sammelfächern ausbilde. (dh) 

http://www.basellandschaftlichezeitung.ch/basel/baselbiet/neues-komitee-fordert-ja-zu-einzelfaechern-

130231066   
  

http://www.basellandschaftlichezeitung.ch/basel/baselbiet/neues-komitee-fordert-ja-zu-einzelfaechern-130231066
http://www.basellandschaftlichezeitung.ch/basel/baselbiet/neues-komitee-fordert-ja-zu-einzelfaechern-130231066
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Basler Zeitung, 28.4. 

Demokratie kann sehr mühsam sein 
Roland Stark 

«Demokratie ist halt wirklich eine schwierige Staatsform, besonders für alle jene, die sich an Wi-

derspruch nicht mehr so recht gewöhnen können, weil sie auf einem Thron hocken und fast nur 

von Ja-Sagern umgeben sind.» Der kluge Satz von SP-Bundesrat Willi Ritschard ist satte 35 

Jahre alt. An Aktualität hat er nichts eingebüsst. 

Besonders anstrengend ist die direkte Demokratie. Alle wollen mitreden und mitbestimmen. Die 

Entscheidungsprozesse werden dadurch kompliziert und träge. Parlament und Volk stören, wir-

ken wie Sand im Getriebe. Nicht wenige Regierungen fühlen sich in ihrer freien Entfaltung be-

hindert.  

Die Liste der Themen, in denen der notwendige Durchblick ausschliesslich den Profis in Politik 

und Wirtschaft zugebilligt wird, verlängert sich unablässig und umfasst unterdessen die unter-

schiedlichsten Probleme. 

Nach dem Nein der Niederländer im Referendum über das Assoziierungsabkommen mit der Uk-

raine hat sich der luxemburgische Aussenminister Jean Asselborn gegen weitere Volksabstim-

mungen gewandt. «Das Referendum ist kein geeignetes Instrument in einer parlamentarischen 

Demokratie, um komplexe Fragen zu beantworten. Wenn man Europa kaputt machen will, dann 

braucht man nur mehr Referenden zu veranstalten.» 

Und einige Etagen tiefer antwortet der Präsident der Schweizer Erziehungsdirektorenkonferenz 

auf die Bemerkung der Zeit, er hätte ja den Lehrplan 21 auch nicht durch einen Volksentscheid 

absegnen lassen müssen, kurz und trocken: «Zum Glück nicht, muss ich ehrlicherweise sagen.» 

Nun kann nicht ernsthaft bestritten werden, dass in Volksabstimmungen häufig Denkzettel und 

Ohrfeigen verteilt werden und der tatsächliche politische Inhalt in den Hintergrund tritt oder gar 

völlig verschwindet. Niemand glaubt doch, dass in den Niederlanden jemand den Vertrag mit 

177 ­Seiten und die 46 Anhänge und drei Protokolle mit weiteren 1958 Seiten gelesen hat. Die 

Niederländer hätten durch seriöse Lektüre erfahren können, dass die Ukraine auf frische Perlhüh-

ner einen Grundzoll von 15 Prozent erhebt, während es auf gefrorene nur 12 Prozent sind. Auf 

falsche Bärte wird immer derselbe Zoll eingetrieben, seien sie nun aus echten Haaren oder aus 

synthetischen Fasern. 10 Prozent. Nein, darum ging es nicht. Das Volk – beziehungsweise die 

bescheidenen 32 Prozent aktive Bürgerinnen und Bürger – wollte der Regierung einen tüchtigen 

Gingg ans Schienbein versetzen und das «böse Brüssel» bestrafen. 

Nicht viel anders verlaufen die Debatten über den Lehrplan 21, Harmos, Integration und andere 

Reformen. Zweifellos gibt es viel mehr Kritiker des bürokratischen Lehrplan-Ungetüms als Le-

ser. Kaum jemand wird freiwillig die Mühen und ­Qualen auf sich nehmen, sich durch die un-

zähligen Kompetenzen, Teilkompetenzen, Kompetenzraster und Kompetenzstufen zu wühlen. 

Das spürbare Unbehagen, auch in linken Kreisen, ­entstammt vielmehr der Tatsache, dass ein-

schneidende Reformen durch eine überbordende und unkontrollierte Bildungsbürokratie durch-

gezwängt wurden. An Parlament und Volk vorbei. Die entscheidende Frage ist darum, ob die de-

mokratische Kontrolle über die Entwicklung unseres Schulwesens zurückgewonnen werden 

kann. 

Selbstverständlich wäre es für die Regierenden bequemer, wenn sie die Themen selbst bestim-

men könnten, über die das lästige Stimmvolk diskutieren und entscheiden darf. Die wortreichen 

Beschwörungen der Volkssouveränität würden dann aber noch mehr zu billigen Sonntagsreden 

degradiert. 

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=17   

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=17
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Gesellschaft für Bildung und Wissen, 18.04.16 

Kompetenzbasierung und Digitalisierung als rückwärtsgewandte Ideologien  

Ein Blick zurück – Kompetenzbasierung und Output-Steuerung 

 

Gastbeitrag von Burkard Chwalek, Bingen 

Mainstreams folgen meist einem ähnlichen Muster. Die Geschichte geht etwa so: Es wird ein 

Unbehagen an den bestehenden Verhältnissen diagnostiziert und formuliert, die Notwendigkeit 

einer Veränderung ausgerufen, deren Richtung vorgegeben, die Entwicklung – zusehends Eigen-

dynamik entfaltend – verstetigt, mit dem Merkmal des Paradigmenwechsels versehen, als gege-

ben und nicht befragbar hingenommen, schließlich als notwendig und damit alternativlos erach-

tet. So geschehen im Kontext der Kompetenzbasierung und Output-Steuerung von Schule und 

Unterricht. 

Erste Reaktionen auf diese Umsteuerung anlässlich zahlreicher Fortbildungsveranstaltungen und 

Diskussionen gaben zunächst von der Sache her wenig Anlass zur Annahme einer Zwangsläufig-

keit. Viele Kolleginnen und Kollegen werden gewichtige Einwände von damals in Erinnerung 

haben: Die überhastet vorgenommene Umschreibung von Lernzielen in Kompetenzen, die sich – 

ansonsten formulierungsgleich –  häufig nur durch die Ersetzung des Modalverbs „sollen“ von 

den traditionellen Katalogen abhoben, seien doch nichts Neues, schon gar nichts radikal Neues. 

Auch die propagierte Output-Steuerung, mit der Unterricht jetzt angeblich erstmals vom Ende 

her durchdacht werde, markiere keine kategoriale Wende in der Blickrichtung auf schulisches 

Handeln, gerade so, als hätten Lehrkräfte bislang Stunden, Reihen, Leistungserhebungen und 

dgl. nicht von den zu erreichenden Zielen her gedacht, als habe man sich dessen niemals zuvor in 

ausformulierten Erwartungshorizonten, die die in den Blick genommenen Prozesse, Lernstrate-

gien und Ergebnisse dokumentierten, vergewissert. Linguistisch geschulte Lehrkräfte machten 

zudem auf die Problematik der Messbarkeit von Kompetenzen aufmerksam, die lediglich durch 

Rückschlüsse aus Performanzen annäherungsweise und unscharf erfassbar seien. Das Wort vom 

Etikettenschwindel machte die Runde. Selbst die unabweisbaren Hinweise auf die logische Un-

haltbarkeit eines Versuches, Aussagen über prognostizierte Lernleistungen in der Zukunft als Ist-

zustände in der Gegenwart auszuweisen, wurden einfach beiseitegeschoben wie auch Erfahrun-

gen aus der Wissenschaftsgeschichte mit  Beispielen für die Hochstilisierung  einer kleinen Ver-

schiebung innerhalb eines bestehenden Systems zu einem neuen Paradigma im Innovationseifer 

untergingen. Die behauptete Unumkehrbarkeit war und ist somit nicht in der Sache begründet, 

sie wurde verordnet und administrativ erzwungen. 

Der ganze Beitrag als PDF:  

B. Chwalek: Kompetenzen und Digitalisierung 
 

http://bildung-wissen.eu/fachbeitraege/kompetenzbasierung-und-digitalisierung-als-rueckwaertsgewandte-ideologien.html  

  

http://bildung-wissen.eu/fachbeitraege/kompetenzbasierung-und-digitalisierung-als-rueckwaertsgewandte-ideologien.html
http://bildung-wissen.eu/wp-content/uploads/2016/04/chwalek_kompetenzen_und_digitalisierung-1.pdf
http://bildung-wissen.eu/fachbeitraege/kompetenzbasierung-und-digitalisierung-als-rueckwaertsgewandte-ideologien.html
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BaZ, 30.40.2016 

Lehrplan 21, Kompetenzenorientierung, selbstgesteuertes Lernen: Die Kantone 

sind daran, ihre Schulen grundlegend zu reformieren 

Die Schweiz darf ihr Bildungssystem nicht zerstören 
Von Thomas Dähler 

Niemand wird behaupten, das Schweizer Bildungssystem sei nicht Teil der Erfolgsgeschichte 

Schweiz. Im Gegenteil: Die auf eine solide Allgemeinbildung ausgerichtete Volksschule bereitet 

heute bestens sowohl für eine akademische Laufbahn als auch für eine auf der Berufslehre auf-

bauende Karriere vor. Auf das Leben eben. Doch unterdessen hat eine nie gesehene Reformwelle 

die Schulen in der Schweiz erfasst. Eine, die das Potenzial hat, die erfolgreiche föderalistische 

Bildungslandschaft in der Schweiz zu zerstören. Die Schweiz setzt mit den vielen Schulreformen 

ihr hohes Ausbildungsniveau, das auf einer Allgemeinbildung in der Volksschule und auf einem 

dualen Berufsbildungssystem aufbaut, aufs Spiel – und damit letztlich auch den wirtschaftlichen 

Wohlstand und den Lebensstandard. 

Ob Technokraten oder Experten: Die Garde der Reformer rechtfertigt ihren tief greifenden Um-

bau der Volksschule heute stets mit der Neuordnung der Bildung in der Bundesverfassung, die 

das Volk 2006 mit einem Ja-Anteil von 85 Prozent an der Urne angenommen hat. Verankert 

wurde damals in der Volksabstimmung die Pflicht der Kantone zur Schulharmonisierung «im 

Bereich des Schuleintrittsalters und der Schulpflicht, der Dauer und Ziele der Bildungsstufen und 

von deren Übergängen sowie der Anerkennung von Abschlüssen», wie es wörtlich in der Verfas-

sung heisst. Schaffen dies die Kantone nicht, hat der Bund die Kompetenz, einzugreifen.  

Doch niemand ahnte damals, dass dieser zaghafte Versuch zu mehr Gemeinsamkeiten in den 

Schulen der einzelnen Kantone dazu missbraucht wird, tief greifenden Reformen den Stempel 

einer demokratischen Legitimität aufzudrücken. Der Deutschschweizer Lehrplan 21 ist dabei nur 

einer der Mosaiksteine der tief greifenden «Reformitis», wenn auch ein bedeutender.  

Die Schule als Unternehmen 

Angestossen wurde der Umbau weg von traditionellen humanistischen Bildungsgrundsätzen zu 

einer utilitaristischen Instrumentalisierung der Ausbildung bereits in den 90er-Jahren, als der 

Zürcher Erziehungsdirektor Ernst Buschor in seinem Kanton der Schulverwaltung das New 

Public Management aufdrückte, die Schulen zu Corporate Identities erklärte und dem offenbar 

nützlicheren Frühenglisch gegenüber der zweiten Landessprache den Vorzug gab. Der Lehrplan 

21 atmet diesen damals in Zürich verankerten Geist. Er versteht die Lehrkräfte als Anbieter von 

Dienstleistungen und die Eltern und Schüler als Kunden – eine Schule, die wie die Wirtschaft 

Angebot und Nachfrage zur Maxime erhebt. 

Im Zentrum des Lehrplans 21 stehen die Kompetenzen und das selbstgesteuerte Lernen. Der Fo-

kus liegt auf Prüfungen und Tests und nicht mehr auf Wissen und Schulstoff. Der frühere SBB-

Chef Benedikt Weibel hat die Abkehr von der Maxime «Wissen ist Macht» schon vor einiger 

Zeit als eine «Bildungspolitik auf Abwegen» kritisiert. Der Lehrplan 21 orientiert sich an Kom-

petenzen, die über nützliches Wissen und anwendbare Fähigkeiten erworben werden und in ein-

heitlichen Tests prüf- und messbar sind. Auf der Strecke bleibt dabei letztlich der Erziehungsauf-

trag, den die Schule hat. Prägende Lehrerpersönlichkeiten, die um das Wohl ihrer Schüler be-

sorgt sind und ihre Entwicklung fördern, braucht es dafür keine mehr. Sie mutieren zu Kontrol-

leuren von Schülern, die ihren Kompetenzenstand selbstständig entwickeln, analysieren und per-

fektionieren, damit sie auf den Testformularen die richtigen Kreuze anbringen. 

Doch eine Schule ist kein Unternehmen. Der Widerstand gegen die Vielzahl von Reformen, wel-

che die Schulen ganz offensichtlich nicht besser machen, wächst. Die Schulharmonisierung gerät 



19 

damit zum Flop. Dem Harmos-Konkordat sind zahlreiche Kantone gar nicht erst beigetreten. 

Auch das Sprachenkonzept mit zwei Frühfremdsprachen in der Primarschule bröckelt. Und ge-

gen den Lehrplan 21 sind in zahlreichen der 21 Kantone Volksinitiativen eingereicht worden. 

Selbst Kantone, die den Lehrplan 21 übernehmen, unterwandern ihn: In Appenzell etwa hat sich 

die Landsgemeinde hinter den Lehrplan 21 gestellt, nachdem die Regierung erklärt hat, sie werde 

ihn an die lokalen Bedürfnisse anpassen und auf das selbstgesteuerte Lernen – die sogenannten 

Lernlandschaften – ganz verzichten. Es ist dies ein Umgang mit dem Lehrplan 21, der ganz und 

gar nicht im Sinne seiner Erfinder sein dürfte. Glücklicherweise.  

Unklarer Kompetenzbegriff 

Bereits die Entstehungsgeschichte des Lehrplans 21 hat Aussenstehende misstrauisch gemacht. 

Lehrkräften und Journalisten wurde anfänglich der Zugang zu den Inhalten des Lehrplans 21 ver-

weigert. Das Top-down-Projekt sollte offensichtlich ohne kritische Begleitung über die Bühne 

gehen. Erst bei der Veröffentlichung des Entwurfs konnte Kritik angebracht werden. Das Resul-

tat war eine Vielzahl von Korrekturwünschen bei der Vernehmlassung, die schliesslich zum 

Flickwerk führte, das die Deutschschweizer Erziehungsdirektoren verabschiedeten. Dass es sich 

um ein Flickwerk handelt, sieht man ihm an: Er behandelt die Fächer unterschiedlich. Der Kom-

petenzbegriff ist unklar. Hinter ihm verbirgt sich eine Mischung aus Wissen, Lernzielen und ei-

gentlichen Kompetenzen.  

«Schülerinnen und Schüler können Prozentrechnungen mit dem Rechner ausführen» hat eine 

völlig andere Dimension als etwa «Schülerinnen und Schüler können Informationen und Infor-

mationsquellen zum Boden als Ressource einordnen, Schlussfolgerungen für eine nachhaltige 

Nutzung ziehen und diese beurteilen». Während in einzelnen Fächern die Inhalte ziemlich eng 

gefasst sind, hängen in anderen die Inhalte völlig von der Funktion ab, mit welcher die Kompe-

tenz erworben werden soll. So ist etwa im Sammelfach «Räume, Zeiten, Gesellschaften» der Ho-

locaust nur gerade als eines von mehreren Ereignissen im «Zeitalter der Extreme» aufgeführt: 

«Die Schülerinnen und Schüler können ausgewählte Phänomene der Geschichte des 20. und 21. 

Jahrhunderts analysieren und deren Relevanz für heute erklären», heisst es. Es geht also nicht um 

die sachliche Auseinandersetzung mit dem Holocaust, denn das Ereignis ist nur eines von mehre-

ren ausgewählten Phänomenen, mit denen die Kompetenz erworben werden kann, dieses histo-

risch einzuordnen. 

Peter Bonati, den ich einst an der Abteilung für das Höhere Lehramt der Universität Bern als Do-

zenten kennen- und schätzen gelernt habe, hält genau dieses Ungleichgewicht zwischen Inhalten 

und Kompetenzen für die Schwäche des Lehrplans 21. Bonati meint, wer als junger Lehrer we-

nig Erfahrung habe, werde Mühe damit haben, die Reihenfolge der Unterrichtsinhalte zu finden, 

die er braucht, um die Kompetenzen zu erreichen.  

Handlanger der Bildungsexperten 

Mit dem Lehrplan 21 und den vielen begleitenden Reformen werden damit nicht nur, wie vorge-

geben, die Schulsysteme harmonisiert. Vielmehr geht es darum, die Schule zu einer Testfabrik 

umzugestalten, in der die Lehrkräfte bloss noch kontrollieren, ob die Schülerinnen und Schüler 

für die vorgegebenen Ziele arbeiten. Von ihrer pädagogischen Funktion werden die Lehrkräfte 

damit weitgehend entlastet, ebenso vom Auftrag, die Schülerinnen und Schüler zu einem kriti-

schen Denken zu animieren. Sie sollen zu Handlangern der Bildungsexperten werden. 

Eine demokratische Auseinandersetzung über die Funktionen, welche der Volksschule in unserer 

Gesellschaft zukommen, ist dabei nicht vorgesehen. Wären da nicht Initianten, die Unterschrif-

ten gesammelt haben, würde die Volksschule gar völlig am Volk vorbei umgestaltet. So weit soll 

es aber nicht kommen: Das erfolgreiche Schweizer Bildungssystem darf nicht klammheimlich 

beerdigt werden. 

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=23&articleid=387088   

http://verlag.baz.ch/epaper/index.cfm?index=23&articleid=387088
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«Eine Keimzelle des Friedens» 

 

 

 

 

Anuti Corti, die Witwe 

des Kinderdorfgründers 

Walter Robert Corti, re-

feriert vor versammelter 

Jubiläumsgemeinschaft. 

In der ersten Reihe Ge-

schäftsführer Urs Karl 

Egger. (Bild: Bilder: rf)  

Die Idee zu einem Kinderdorf entwickelte Walter Robert Corti schon in jungen 
Jahren. Dies sagte die Witwe Anuti Corti im Rahmen des 70-Jahr-Jubiläums am 
Donnerstag. Gleichzeitig wurden zwei neue Ausstellungen eröffnet. 

ROGER FUCHS 

TROGEN. Am 28. April vor 70 Jahren ist das Kinderdorf Pestalozzi in Trogen entstanden. Im 

Beisein von Freunden und Gönnern wurde am Donnerstag das Jubiläum gefeiert. Stiftungsrats-

präsidentin Rosmarie Quadranti führte aus, warum es das Kinderdorf bis heute braucht: Krieg 

und Zerstörung trieben Millionen von Menschen auf die Flucht. Überdies rückten durch die Glo-

balisierung fremde Kulturen näher zusammen. Das Bedürfnis nach Hilfe und gegenseitigem 

Austausch sei bei dieser Ausgangslage verständlich, so Quadranti. Genau hier setze die Arbeit 

der Stiftung Kinderdorf Pestalozzi an. 

Idee in jungen Jahren gehabt 

Als Ehrengast zugegen war an der Feier Anuti Corti, die 98jährige Witwe des Kinderdorfgrün-

ders Walter Robert Corti. Anuti Corti erzählte, wie ihr Mann nach einem gefundenen Brief auf 

einem einstigen Schlachtfeld des Ersten Weltkriegs schon früh die Idee für ein Kinderdorf entwi-

ckelte. Ein von Walter Robert Corti während des Zweiten Weltkriegs geschriebener Artikel 

führte schliesslich zur Umsetzung. «So entstand mitten im zerbombten Europa eine Keimzelle 

des Friedens», sagte Anuti Corti. 

Zwei neue Ausstellungen 

Anlässlich des Kinderdorf-Geburtstags sind am Donnerstag zwei neue Ausstellungen eröffnet 

worden. Im Innern eines luftballonähnlichen Pavillons wird die Geschichte des Kinderdorfs in 36 

grossformatigen Comicbildern erzählt. Eine zweite Sonderausstellung namens «Tansania 360°» 

lässt einen dank raffinierter Technik mittels Virtual-Reality-Brillen in ein Dorf in Ostafrika ein-

tauchen. Dabei kann Ezekiel an seine Schule begleitet werden und es ist zu hören, wie die Stif-

tung Kinderdorf Pestalozzi vor Ort hilft. Insgesamt ist die Stiftung in elf Ländern tätig. 

Zur Eröffnung von «Tansania 360°» ist Konrad Specker von der Direktion für Entwicklung und 

Zusammenarbeit Deza angereist. Er schilderte die Wichtigkeit der Stiftungsarbeit, seien doch 

viele Schulen überfüllt, die Schulleitungen schwach und oft fehle der Schutz vor Gewalt und 

Missbrauch. Die Geschichte von Ezekiel stehe beispielhaft für die Arbeit der Stiftung. 

«70 Jahre Kinderdorf» und «Tansania 360°» sind ab morgen öffentlich zugänglich. Öffnungszeiten: Mon-

tag bis Freitag: 8 bis 12 Uhr, 13 bis 17 Uhr, Sonntag: 10 bis 17 Uhr. 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/appenzellerland/appenzellerland/at-ap/Eine-Keimzelle-des-Friedens;art120091,4607041  

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/appenzellerland/appenzellerland/at-ap/Eine-Keimzelle-des-Friedens;art120091,4607041
http://static2.tagblatt.ch/storage/org/1/0/4/2697401_1_d28e7617.jpg?version=1461977480


21 

Tagblatt, 28. April 2016  
 

Ein Dorf für Kinder in Not 

Heidi Eisenhut 

28.April 1946. Landsgemeindesonntag in Trogen. Herrliches Frühlingswetter. 8225 Personen be-

fördert die Trogenerbahn an diesem Tag. Ein neuer Rekord. Die Landsgemeinde verläuft ruhig. 

Der Bundespräsident ist zu Gast, unter anderen. 

«Die jetzige Zukunft ist bedenklich – die Erdkugel ist mit Kriegspulver gefüllt ähnlich der Zeit 

der Völkerwanderungen, und unter allen Staatsgebäuden und Lehrstühlen und Tempeln bebet die 

Erde», zitiert der Trogner Pfarrer Josef Böni den Dichter Jean Paul. Böni ist in seinem Eifer und 

tief beeindruckt von Walter Robert Corti, dem Redaktor des «Du», der mit Verweis auf die Nöte 

in den Kriegsgebieten 1944 dazu aufgerufen hatte, in der Schweiz ein Dorf für die kranken, hun-

gernden und geistig elenden Kinder zu errichten. «Wenn einmal die Kanonen schweigen, werden 

Millionen von Kindern weiter unsere Hilfe nötig haben», steht im «Du». Böni zögerte nicht 

lange: Das war die Stunde seiner Gemeinde Trogen. «Es wird ihnen geholfen», schrieb Corti, 

«sie werden genährt und gekleidet, sie schlafen in sauberen Betten, haben ihr Zimmer mit ihren 

eigenen Sachen. Sie gehen in die Schule, sie spielen zusammen, leibseelische Einheit übt sich in 

den schönen Methoden fröhlich-gesunder Rhythmik.» Am 3. März 1946 haben die Trogner unter 

ihrem Gemeindehauptmann, dem späteren Landammann Adolf Bodmer, die Abtretung von Bau-

land an die Vereinigung Kinderdorf Pestalozzi beschlossen. Am Landsgemeindesonntag findet 

die feierliche Grundsteinlegung statt. Ein Trogner Schulmädchen ruft ein Willkomm in alle vier 

Himmelsrichtungen. 

28. April 2016. Das Thema Migration ist aktueller denn je. Millionen von Menschen, darunter 

unzählige Kinder, haben Hilfe nötig. Der Kanton Appenzell Ausserrhoden, die Stiftung Kinder-

dorf Pestalozzi und der Verein tipiti eröffnen im Mai in zwei Häusern im Kinderdorf betreute 

Wohnplätze für bis zu 30 unbegleitete, minderjährige Asylsuchende. 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/appenzellerland/appenzellerland/at-ap/Ein-Dorf-fuer-Kinder-in-Not;art120091,4604391  

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/appenzellerland/appenzellerland/at-ap/Ein-Dorf-fuer-Kinder-in-Not;art120091,4604391

